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Die Pflegestärkungsgesetze I bis III haben die 
Pflegeversicherung grundlegend verändert. 
Die komplett neu bearbeitete 2. Auflage des 
Handbuches vom Pflegerechtsexperten Ronald 
Richter bringt auf den Punkt, was Sie für Ihre 

Einrichtung oder Ihren ambulanten Dienst 
wissen müssen: Vom neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriff über die Neuregelung der Hilfe 
zur Pflege nach dem SGB XII bis hin zur Re- 
finanzierung der Personalkosten.
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Multiresistente Erreger

Hygiene: Keime fahren Karussell
Kassel // Der Hygieneexperte des 
Deutschen Pflegeverbandes und Fach-
arzt für öffentliches Gesundheitswe-
sen, Dr. Markus Schimmelpfennig, 
warnt davor, dass sich Pflegeeinrich-
tungen und Kliniken beim Thema 
Hygiene gegenseitig die Schuld zu-
weisen. „Es gibt bei multiresistenten 
Erregern keine Einbahnstraße“, sagte 
er im Interview mit dem Nachrich-
tendienst „Pflege intern“. Die Keime 
würden buchstäblich Karussell zwi-

schen den Einrichtungen fahren. Gra-
benkriege zwischen Heim und Klinik 
wären deshalb nicht angebracht. 

Die Hygiene müsse nach Ansicht 
von Schimmelpfennig überall ver-
bessert werden. Man brauche gut ge-
schultes Hygienepersonal sowohl im 
Krankenhaus als auch im Pflegeheim, 
wo immer mehr Menschen versorgt 
werden, die multimorbid und daher 
besonders gefährdet sind. „Grund-
sätzlich gilt: Sie brauchen nicht un-

bedingt in ein Krankenhaus zu gehen, 
um einen multiresistenten Keim zu 
bekommen. Darmkeime können ganz 
einfach über die Nahrung aufgenom-
men werden.“ 

Schimmelpfennig schätzt, dass 
rund fünf Prozent der Menschen, die 
von einem Krankenhaus in ein Heim 
kommen, mit einem multiresisten-
ten Erreger belastet sind. Der Hygi-
eneexperte sieht auch keine Lösung, 
solange es ein Krankenhausvergü-
tungssystem gebe, dass eine „blu-
tige Frühentlassung“ belohnt. „Da 
werden Patienten vorzugsweise am 
Freitagabend oder Samstagvormit-
tag aus dem Krankenhaus entlassen 
– oftmals ohne Arztbrief, ohne Infor-
mationen über MRE und ohne die 
richtigen Medikamente.“ Schimmel-
pfennig weist darauf hin, dass auch 
Heime – genauso wie Kliniken – ei-
nen Hygienebeauftragten brauchen, 
der auf Probleme aufmerksam macht. 

Es lohne sich für die Einrichtun-
gen, Geld für ausreichende Hygien-
emaßnahmen in die Hand zu neh-
men, da dieses Thema auch in der 
Außenwirkung eine sehr große Rolle 
spiele. Dabei seien die Schulungen 
zum Hygienebeauftragten inner-
halb Deutschlands sehr unterschied-
lich. Schimmelpfennig weist auf die 
Empfehlungen der Deutschen Gesell-
schaft für Krankenhaushygiene und 
des Robert Koch Instituts zu den Schu-
lungen hin. Diese enthielten neben 
den Grundlagen der medizinischen 
Mikrobiologie und der Hände-, Flä-
chen- und Gerätedesinfektion auch 
Inhalte zum Ausbruchsmanagement 
oder der Dokumentation. � (ck)

Dr. Markus Schimmelpfennig� Foto: Archiv

Urteil zur Kostenübernahme 

Sozialhilfe für Bestattungskosten zuständig 
Pflegeheime sind nicht grundsätzlich dazu verpflichtet, Be-

stattungskosten für verstorbene Bewohner zu überneh-

men und sich diese dann von den Angehörigen einzuho-

len. Das ist Aufgabe des Sozialhilfeträgers. 

Von Markus Düncher

Gießen // Pflegeeinrichtungen sehen 
sich zunehmend mit dem Umstand 
konfrontiert, dass Bewohner verster-
ben und die nach dem jeweiligen 
Landesgesetz zur Bestattung ver-
pflichtete Einrichtung zunächst die 
Kosten der Beerdigung aus eigenen 
Mitteln verauslagen muss. Wendet 
sie sich danach an den Sozialhilfe-
träger und bittet um Kostenüber-
nahme, wird die Zahlung häufig ver-
weigert. Einen solchen Fall hat das 
Sozialgericht Gießen nun zugunsten 
der Einrichtung entschieden. 

Eine verstorbene Bewohnerin hin-
terließ drei Kinder, von denen zwei 
unter Betreuung standen, der Auf-
enthalt des dritten Kindes war auch 
zunächst unbekannt. Der Sozialhilfe-
träger lehnte die Übernahme der Be-

stattungskosten mit dem Argument 
ab, dass sich die Einrichtung zur Er-
stattung der verauslagten Kosten an 
die Erben beziehungsweise Angehö-
rigen halten könne. Die Einrichtung 
klagte daraufhin gegen den Sozial-
hilfeträger.

Sozialhilfeträger muss sich 
selbst an die Erben wenden 

Das Sozialgericht Gießen gab der Ein-
richtung Recht. Mit den Kindern wa-
ren zwar mögliche Erben und auch 
gegenüber der Einrichtung vorran-
gig bestattungspflichtige Personen 
vorhanden. In Fällen, in denen An-
sprüche gegen Erben oder vorrangig 
bestattungspflichtige Angehörige 
aufgrund unbekannten Aufenthalts 
oder möglicherweise erforderlicher 
gerichtlicher Durchsetzung unsicher 
sind, könne eine Pflegeeinrichtung 
aber nicht darauf verwiesen werden, 
sich zunächst an diese Personen zu 
halten. Außerdem habe der Sozialhil-
feträger die Möglichkeit, die Bestat-
tungskosten zu übernehmen und die 
Erstattungsansprüche selbst gegen 
die vorrangig zur Kostentragung ver-
pflichteten Personen geltend zu ma-

chen. Daher sei es einer Pflegeeinrich-
tung nicht zuzumuten, sich stets an 
die Erben oder vorrangig bestattungs-
pflichtige Angehörige zu halten und 
sie notfalls gerichtlich – und even-
tuell sogar erfolglos – in Anspruch 
zu nehmen. Dieser Aufwand könne 
von einer Pflegeeinrichtung nur aus-
nahmsweise bei einer klaren und ein-
deutigen Sachlage verlangt werden. 
Das Urteil des Sozialgerichts Gießen 
ist zwar noch nicht rechtskräftig, es 
liegt aber auf der Linie der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts.

Heim ist nur in Ausnahmefällen 
zuständig 

Pflegeeinrichtungen müssen sich 
also nur in Ausnahmefällen an die 
Erben oder vorrangig bestattungs-
pflichtige Personen halten. Das ist 
beispielsweise in folgenden Konstel-
lationen der Fall:
ee Ein möglicher Erbe oder vorran-

gig bestattungspflichtiger Ange-
höriger hat bereits die Kosten-
übernahme zugesagt;

ee die Erben oder vorrangig bestat-
tungspflichtigen Angehörigen 
sind bekannt und nach Kennt-
nis der Einrichtung auch wirt-
schaftlich in der Lage, die Kosten 
zu tragen.

Sind erstattungspflichtige Dritte 
ee hingegen unbekannt beziehungs-

weise nicht sofort zu ermitteln 

ee oder ist zu erwarten, dass man 
gegen sie erst gerichtlich vorge-
hen muss

ee oder ist zu erwarten, dass sie wirt-
schaftlich nicht in der Lage sind, 
die Kosten zu tragen, 

 
darf der Sozialhilfeträger die Einrich-
tung nicht auf solche kostenträchti-
gen, schwierigen und langwierigen 
Maßnahmen verweisen, sondern 
muss zunächst die Bestattungskos-
ten selbst übernehmen. Er kann an-
schließend bei den vorrangig zum 
Tragen der Kosten verpflichteten Per-
sonen Regress nehmen. Das Ermitt-
lungs- oder Prozessrisiko darf hin-
gegen nicht der Pflegeeinrichtung 
aufgebürdet werden.

Es lohnt sich daher, im Rahmen ei-
nes Antrages auf Übernahme der Be-
stattungskosten bereits die Gründe 
anzugeben, weshalb man nicht da-
von ausgeht, die Bestattungskosten 
leicht von den Erben oder vorrangig 
verpflichteten Personen erstattet zu 
bekommen.

ee Der Autor ist Fachanwalt für 
Miet- und Wohnungseigentums-
recht bei Iffland Wischnewski 
Rechtsanwälte, Darmstadt. 
E-Mail: info@iw-recht.de 
 
Das Urteil: Sozialgericht  
Gießen vom 17. Januar 2017;  
Az.: S 18 SO 183/14

Deutscher Wetterdienst 

Heime bekommen 
Infos über Hitze 
Berlin // Ab Juni will der Deutsche 
Wetterdienst (DWD) speziell ältere 
und erkrankte Menschen über Hitze-
gefahren informieren. Auch die Pfle-
geheime sollen Meldungen über be-
sonders hohe Belastungen erhalten. 
Das berichtet die „Ärzte Zeitung“. Mit 
dem demografischen Wandel steige 
auch die Anzahl der Menschen, die 
am stärksten durch die Hitze gefähr-
det sind „Durch rechtzeitige War-

nung dieser besonders betroffenen 
Bevölkerungsgruppen kann ein Hit-
zewarnsystem dazu beitragen, die 
negativen Folgen des Klimawandels 
abzumildern“, betonte DWD Vize-
präsident Dr. Paul Becker kürzlich in 
Berlin. Bislang warnt der Dienst nur 
vor Risiken durch übermäßige Hitze 
in einzelnen Landkreisen. Durch eine 
Erweiterung um die Faktoren „Ältere“ 
und „Städter“ will der DWD noch ef-
fektiver arbeiten. Künftig sollen auch 
Ärzte und Apotheker über Hitzebel-
astungen informiert werden. � (ck)

ee Heime können sich unter  
dws.de/gesundheit in einen kos-
tenlosen Newsletter eintragen. 
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